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Bezugspreis : In karttruh « «mV «uS« trtS frei i»S Haut geliefert vierteljährlich tl SO — Einjcinummer rscht — » nz « ig « ngebüvr : die 7mal gespaltene PetitjeUe «der deren Raum SO 4t Brief« und
Leider frei. Bei Wiederholungen tariffester Rabatt , der all Kassenrabatt gilt und verweigert Werve» kann, « eun nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Bei Klageerhrbung ,
iwanaSweiler Beitreibung und Konkursverfahren Mt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe. — In » Fall« von bSderer Gewalt, Streik, Sperr «, » u-fperrung, Wafchinrnbruch, BelriebSstSruug im eigenen Betrieb« obre
i , deneu unserer Lieferauten hat der Inserent keine « nfprüche , fall« di« Zeitung verspätet, in beschränktem Umfang« »der nicht erscheint . — Für trtephonisch « Abbestellung von » ureigen wird keine Gewähr übernomme«.

Unverlangte Drucksachen und Manuskript« werde» nicht jurückgegebeu und «S « ir» keinerlei Verpflichtung >u irgendwelcher Vergütung üboenomme ».

Nmtlicber Teil .
Die Vrotpreise .

»» Wie üurch amtliche Presseveröffentlichungen zur Frage
her Wrotpreiserhöhung bereit » mitgeteilt worden ist , ist da »

Reich infolge seiner ungünstigen Finanzlage im neuen Wirt¬

schaftsjahr außerstande , in gleichem Maß wie bisher den
Protpreis gegenüber den vor allem durch das teure AuSlands -

getreide tatsächlich erwachsenden Einstandskchtei » zu verbilli¬

gen . Eine Erhöhung der Brotpreise ist daher unvermeidlich ,
ptsprünglich war eine solche in Höhe von 66 Prozent in
Aussicht genommen , das ReichSkabinett hat sich jedoch, einem
Beschluß des volkswirtschaftlichen Ausschusses des Reichs¬
tags folgend , trotz schwerster Bedenken wegen der finanziellen
Auswirkung entschlossen , eine Erhöhung des Brotpreises von
nicht über 46 Prozent eintreten zu lassen . Auch bei dieser
Preisgestaltung werden vom 15 . August 1821 ab , zu welchem
Termin die Verteuerung in Kraft tritt , bis zum Ende des
Reichshaushaltsjahres , also bis zum 31 . März 1922 , für die
Perbilligung des Brotes Zuschüsse des Reiches in Höhe von

bis 4 Milliarden Mark , je nach dem Weltmarktpreis des
Getreides und dem Stand der deutschen Währung zu leisten
sein .

Auf Grund der Mehlpreiserhöhung hat das badische Mini¬
sterium des Innern Anordnung getroffen , daß die Kommu¬
nalverbände eine Neufestsetzung der Brotprekse mit Wirkuyg
vom 16. August 1921 treffen .

Gleichzeitig hat der Verband badischer Wäckerinnungen beigst
Ministerium beantragt , der erheblichen Steigerung der Ge¬
schäftsunkosten der Bäcker , insbesondere für Kohlen , und der
Erhöhung der Löhne der Gehilfen bei der bevorstehenden
Wrotpreiserhöhung Rechnung zu tragen . Nach eingehender
Prüfung der Verhältnisse erkannte das Ministerium die Be¬
rechtigung einer Steigerung des Bruttoverdienstes der Bäcker
-n.

Nach der den Kommunalverbänden gegebenen Weisung be¬
rechnet sich vom 15. August 19L1 ab nunmehr der Preis für
Vas Brot aus dem Mehlpreis zuzüglich der Unkosten des
Kommunalverbandes für die Mehlversorgung einschließlich
der Transportkosten der Lieferung des Mehles bis zur
Bäckerei ; hierzu kommt der Bruttoverdienstsatz des Bäckers ,
der sich zusammenseht auS den Kosten seiner Aufwendungen
für Brennmaterial , Zutaten , Steuern , Licht , Kraft , Wasser ,
Miete , Instandhaltung , Abschreibung , Verzinsung , Versiche¬
rung u. a .. seinen Unkosten für Gehilfenlöhne bezw . einer
Vergütung für seine eigene Arbeitsleistung und einem in
bestimmten Grenzen gehaltenen Gewinn .

Auf Grund dieser Berechnung beträgt der Bruttoberdienst -
satz des Bäckers 99,50 M . bis 121 M . für 160 lcg Mehl .

Auf diese Weise wird es gelingen , den Brotpreis durch¬
schnittlich um nicht mehr als 40 Prozent zu erhöhen , wenn¬
gleich auf Grund der Verhältnisse in einzelnen Kommunal¬
berbänden es sich bei dieser Berechnung nur um einen Durch¬
schnittssatz handeln kann und im einzelnen Fall sich kleine
Abweichungen nicht vermeiden lasten werden .

Der neue Brotprei » für den 1560 Gramm Laib wird sich
sonach etwa innerhalb der Grenzen von 5 M . bis 5,K6 Mt ,
halten . Dies bedeutet eine Erhöhung der für die Brotver¬
sorgung erforderlichen Aufwendungen pro Kopf und Tag um
L9 Pf .

Der Preis für Brötchen von 160 Gramm Gewicht auS
rationiertem Mehl darf 56 Pf . nicht übersteigen .

Teuerung und Verbraucher.
' * Gestern vormittag fand im Sitzungssaal des Ministe -

.riums des Innern unter Leitung von Minister Remmele
eine Konferenz von Vertretern der Spitzenorganisationen der
Arbeiterschaft , der Angestelltenschaft , der Beamtenschaft und
der Verbrauchertammer statt , die sich mit der Frage der
Betämpfung der Teuerung befaßte .

In einem einleitenden Vortrag gab der Minister ein Bild
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage und machte sodann
Mitteilung von den Schritten , die seitens der badischen Re¬
gierung im H »blick auf die neue Teuerungswelle unternom¬
men worden find . Zunächst sei bei der Reichsregierung auf ein
O b st a u s f a h rv e r b o t kür Baden hingewirkt worden ,
außerdem habe die Regierung eine » Antrag auf Zulassung
eines Heuausfuhrverbots gestellt . Den schlimmsten
Folgen der Dürre für die Erhaltung des Viehbestands werde
man durch weitgehende Bereitstellung von Kraftfuttermitteln
bnrksam begegnen .

Die in einer Eingabe des Ortsausschusses Karlsruhe des
Allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbundes von der Regie¬
rung geforderten Maßnahmen zur Bekämpfung der Teuerung ,

die sich in der Hauptsache auf verschärfte Preisüberwachung
und auf Festsetzung von Höchst- und Richtpreisen beziehen ,
lehnte der Minister als praktisch undurchführbar ab . Auf dem
Wege der Wiedereinführung von Zwangsvorschriften könne
die Notlage der Bevölkerung nicht behoben werden . Die Re -
gierung sei nach eingehender Beratung der Frage zu der
Überzeugung gelangt , daß eine Erhöhung der Löhne
und Gehälter angesichts der Teuerung nicht zu umgehen
sein wird , und werde deshalb dem Landtag bei seinem Zu¬
sammentritt im September entsprechende Vorschläge für die
Umgestaltung . der Besoldung der Staatsbeamten und -Arbei¬
ter unterbreiten .

Die sehr lebhafte Aussprache legte der Regierung überein¬
stimmend den Wunsch nahe , in einer weiteren Konferenz un¬
ter Leitung einer neutralen Regierungsstelle mit Vertretern
der Arbeitgeberorganisationen über die Frage der Neurege¬
lung der Lohn - und Gehaltsverhältnrsse der Arbeiter - und
Anne stellten schaft unter Berücksichtigung der steigenden Teue¬
rung verhandeln zu können . Mese über den Rahmen der Zu -
ständigkeit des Ministeriums des Innern greifende Anregung
schlug Minister Remmele vor , mit einer Deputation der Ar¬
beitnehmerorganisationen beim zuständige » Arbeitsministe ,
rium zu vertreten . (Ausführl . Bericht über die Konferenz
s. unter Bad . Übersicht .)

Besprechung mit Vertretern des Loll -^
susschluhgebiets .

** Am 16. Juli hielt der Minister des Innern , im Auf¬
trag des Staatsministeriums in Waldshut eine Be¬
sprechung mit den Vertretern der Gemeinden des Zollaus »
schlußgebietS ab , zu der auch Vertreter anderer Ministerien ,
des Landesfinanzamts und der örtlichen Verwaltungsstellen
erschienen waren . Auch der sogenannte Aktionsausschuß für
Len wirtschaftlichen Anschluß dieses Gebietes an die Schweiz
hatte Gelegenheit zur Teilnahme erhalten .

Bei der Besprechung kam klar zum Ausdruck , daß die Be¬
völkerung der in Frage kommenden Orte Jestetten , Alten¬
burg , Lottstetten , Baltersweil und Dettighofen in ihrer Ge¬
samtheit den Bestrebungen des genannten Ak¬
tionskomitees fern steht , daß aber auch die badische
Regierung nicht gewillt ist, Bestrebungen , die letzten Endes
auf eine Loslüsung vom badischen Lande Hinzielen , zu dul¬
den . Die Hoffnung einzelner Kreise , es könnten illoyale Be¬
strebungen Unterstützung bei der Schweizer Bundesregierung
finden , wurde unter Hinweis auf -d^ s stets korrekte
Verhalten des WnndesratS als gänzlich unbegrün -
det bezeichnet .

Die seitens der zahlreich erschienenen Gemeindevertreter
vorgetragcnen Wünsche , welche sich aus der Lage des Zoll -
ausschlußgebiets und aus den im Grenzgebiet besonders
drückenden Valutaverhältnissen ergeben , sollen soweit als
möglich berücksichtigt werden . Festaestellt wurde aber dabei ,
daß schon bisher viel in dieser Richtung geschehen und die ge¬
samte wirtschaftliche Lage der Wmwlkerung dieses Grenzge¬
biets keinesfalls schlechter «ft, als die der übrigen Bevölkerung
des Landes .

Die Lage des Arbeitsmarktes .
** Die Besserung auf dem ArSeitSmarkt hat auch in der Be¬

richtswoche angehalten . Während sich die Zahl der Arbeit¬
suchenden im allgemeinen verminderte , ist die Zahl der offe¬
nen Stellen langsam im Steigen begriffen . Sowohl Erwerbs¬
losen -, wie Notstandsarbeiterziffer sind wieder zurückgegangen .

In der Landwirtschaft gestaltete sich die Lage wei¬
terhin günstig . Angebote und Nachfrage glichen sich im we¬
sentlichen aus .

Ziegeleiarbeiter wurden in der Industrie der Steine
und Erden noch vielfach verengt ; den Anforderungen
konnte entsprochen werden .

In der Metallindustrie haben einige Betriebe be¬
reits Betriebseinschränkungen vornehmen müssen . Die Vil -
linger Uhrenindustrie ist jedoch wieder voll beschäftigt .
Eine leichte Besserung war auch in der Pforzheimer
Schmuckwarenindustrie festzustellen : Es arbeiteten
noch 98 Firmen mit verkürzter Arbeitszeit (1—3 Tage Ver¬
kürzung ) , wovon ca . 866 Männer und 1000 Frauen betroffen
wurden . Recht guten Geschäftsgang hatte die Weberei¬
industrie in Lnrach zu verzeichnen .

Das Holzgewerbe war ebenfalls ausreichend mit Ar «
beit versehen und zeigte sich wie in der Vorwoche im großen
ganzen für MLbelschreiner aufnahmefähig .

Die Verhältnisse in der Zigarrenindustrie weisen
örtliche Verschiedenheit auf . Doch übersteigt das Angebot die
Nachfrage . Stellenweise wird verkürzt gearbeitet .

Der starke Bedarf im Baugewerbe nach Malern , Gip¬
sern und Zimmerleuten hält unvermindert an und konnte
auch im zwischenörtlichen Umtausch nicht gedeckt werden .

Fabrikarbeiterinnen waren vielfach gesucht ; doch
werden vorwiegend nur jüngere Mädchen angeforderl .

Im Handelsgewerbe boten sich offene Stellen nur
für besonders vorgebildete Facharbeiter und Stenotypistinnen .

Dagegen herrscht unter den Kellnern nach wie vor Ar¬
beitslosigkeit . trotzdem infolge des regen Fremdenverkehrs in
den Kurorten zahlreiches Gastwirtspersonal angefordert wird .

Auch in den höherenBerufen besteht ein Überangebot
an Arbeitskräften .

Bewässerung der Badischen
Mlieinebene von Basel bis zur
Badisch -Dessischen Grenze.

Bon Baurat Wllz , Tauberbischofsheim .
Das Bedürfnis nach Bewässerung der Böden ist Heuer i«

Baden und auch in den andern Ländern fast durchweg vor¬
handen und es frägt sich, wie kann dem Bedürfnis nach B«.
Wässerung abgeholfen werden . Das Gebiet von Baden , i»
welchem die Bewässerung der Felder ohne weiteres durchge¬
führt werden kann , ist die Rheinebene von Basel bis zur hes¬
sischen Grenze , denn dort ist genügend Wasser vorhanden , da¬
für Bewäfferungszwecke nutzbar gemacht werden kann und dort
ist auch bei dem Vorherrschen der Sand - und Lehmböden die
Bewässerung notwendiger als z . B . bei den schweren Ackerböden,
des Schwarz - und Odenwaldes , sowie des Mittelgebirges .

In der badischen Rheinebene , an welcher aus der ganzen Er¬
streckung von Basel bis unterhalb Mannheim der Rhein vor¬
beifließt und unter welcher ein mächtiger Grundwasserstrom
vom Gebirge her nach dem Rhein sich hinbewegt , muß mm »
zusehen , wie trotz dieses Wasserreichtums Klee und sonstige
Futtergewächse an ihrer Oberfläche mangels Wässer verdorren »
wie das Getreide notreif wird und armseligen Ertrag liefert ,
wie der Zwischenfruchtbau fehl schlägt , weil der ausgetrocknete
Boden nicht genügend Feuchtigkeit besitzt, um die Samen zur
Keimung zu bringen , wie Tabak und sonstige Handelsgewächs «»
welche zu ihrem Aufbau große Wassermengen verbrauchen »
nicht gedeihen können .

Das Verlangen der Landwirte in der Rheinebene nach mehr
Wässer ist Heuer wie schon oft in früheren Jahren ganz beson¬
ders laut » da Futternot und Mangel an Gemüsen in längst
nicht mehr geschauten Umfange zutage treten . Es drängt sich
da die Frage auf , wie kann der so oft wiederkehrenden Was¬
sersnot der Vegetation in der Rheinebene ein für alle Mal
« bgeholfen werden . Die Antwort lautet :

«Durch die Einführung der allgemeine « Feldbewässerung ."
Von altersher bekannt sind die ausgedehnten Feldbewässe -

rnngsanlagen in Mesopotamien , Ägypten , bekannt sind auch
die in der Neuzeit erstellten Feldbewäfferungsanlagen in In¬
dien und Nordamerika , wo auf vorher ertragslosen Wüsten¬
böden durch die Zufuhr des all belebenden Elements „ des Was .
sers " Paradiese hervorgezaubert worden find . Kultur und
Wohlstand hat sich in den genannten Ländern auf den Feldbe¬
wässerungsanlagen aufgebaut .

Künstlich bewässert sind in Nordamerika 4 Millionen Hektar ,
Indien 10 Millionen Hektar , Ägypten 2F Millionen Hektar »
Italien 1,5 Millionen Hektar . Spanien 200 006 Heltar , Frank ,
reich IM 600 Hektar .

In Waden bestehen nur Wiesenwässerungen und zwar mei¬
stens Hangwässerungen in den Gebirgsgegenden (anseuchtende
und düngende Wässerungen ) und Wiesenwäfferungen in der
Ebene , welche meist nur ungenügend anfeuchtende Wässern »-
gen darstellen , weil das zur Wässerung verwendete Flußwasser
jeweils nur kurze Zeit im Jahre für WLfferzwecke der Land -
Wirtschaft zur Verfügung steht, dasselbe im allgemeinen aber
für gewerbliche Zwecke (zum Betriebe von Mühlen und dergl .)
gebraucht wird .

Will man die rund 200660 Hektar große landwirtschaftlich
anbaufähige Fläche (ausschließlich der mit Wald bedeckte»
Fläche ) der badischen Rheinebene künstlich bewässern , so kann ,
weil hier bezüglich der Oberflächengestaltung andere Ver¬
hältnisse vorliegen als z. B . in den bewässerten Gebieten von
Nordamerika , Norditalien usw . keine solche Bewässerung in
Frage kommen , bei welcher das Wasser aus gestauten Sam -
rnelbecken mit natürlichem Gefälle und in offenen Rinnen den
Feldern zugeleitet wird , es ist vielmehr zur Bewässerung der
Nheinebene künstliche Hebung , des Wassers durch Maschinen¬
kraft erforderlich und Verteilung des Wassers durch ein unter
der Oberfläche der Ebene angelegtes Druckrohrnetz , in wel¬
chem das Wasser unter Druck steht und aus welchem das Was¬
ser wie bei einer gewöhnlichen Wasserleitung unter Druck aus¬
strömt ; die Verteilung des Wassers selbst kann durch selbst,
tätige Verstäuber oder mittels Schläuchen auf die Felder er¬
folgen .

Zur Feldbewässrrung sollten in erster Linie die Abwasser -
mengen von Städten und Gemeinden verwendet werden , diese
werden heute zum Schaden der Gesundheit der Menschen in
die Flüsse und Bäche abgeleitet , die in ihnen enthaltenen
Dungstoffe gehen vollständig der Landwirtschaft verloren , ei»
Mißstand , der in Anbetracht der teuren Preise für Stickstoff
dringend der Abhilfe bedarf .

Die Abwaflermengen der Städte und Gemeinden reichen je¬
doch nicht dazu hin , das Wasser - und Dungbedürnis der Pflan¬
zen ganz zu befriedigen ; was die noch weiter erforderlichen
Wassermengen anbelangt , so können diese aus den nassen Nie -
derungen in der Rheinebeae entnommen werden , wodurch zu¬
gleich deren Trockenlegung bewirkt werden kann . Dies ge-
schieht am besten durch Massersassungsanlagen (Tiefbrunnen
oder Drainageanlagen ) , aus welchen das Wsser mittels Pump¬
werken nach den bewässerungsbedürstigen Gebieten abgeleitet
wird . In der Zeit des größten Wasserbedarfs der Kultur¬
pflanzen ( Mai ) wird auch noch der Beizug von Flußwasser er¬
forderlich sein , namentlich in den Gebieten des basischen Ober¬
landes , südlich der Möhlin und . des Neumagens , wo entwäfse »
rungsbedürftige Niederungen von nur geringer Flächengröße
vorhanden sind ; man wird dort aus die Entnahme von Wasser
aus dem Rhein zurückgreisen müssen .

Mit Rücksicht auf die ungleichen Regenniederschläge in de»
einzelnen Gebieten der Ebene empfiehlt sich die Einteilung de«
badischen Rheinebene in fünf BewLfferuugszone » und zwar :

Mit einer Beilage : 52. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtages.



1. Von Basel bis zur Möhlin bezw . dem Neumagen ,L. Bon den letztgenannten Flüssen bis zum Leopoidskanal,8. Bon diesem bis zur Kinzig,4. Bon der Kinzig bis zur Murg ,k. Bon der Murg bis zur hessischen Grenze .
Am notwendigsten ist die Bewässerung der Felder in den

Ionen 1, 2 und 5, da in den genannten Zonen die Regennie¬
derschläge am spärlichsten niederfallen .

Nach einem vom Verfasser bearbeiteten Entwurf , welcher je¬
weils in den fünf Bewässerungszonen ein zusammenhängendes
Druckrohrnetz vorfieht, und in welches durch automatische Druck,
luftwasselwerke Wasser eingepumpt wird (Abwassermengen auS
Städten und Gemeinden, Wasser auS den nassen Niederungen
»u deren Trockenlegung, ferner Fluhwaffer ) werden z. B.

für die Bewässerung der Zone 1 160 000000 Mt
für die Bewässerung der Zone 2 350000000 M.
für die Bewässerung der Zone 3 800000000 M.

«l » lagekosten erwachsen , wenn man Preise zugrunde legt, wie
sie jetzt im Jahre 1921 gezahlt werden müßten .

Zieht man in Erwägung , daß in diesem Jahre allein ein
Mindererträgnis in den 3 Zonen von Milliarde zu verzeich .
»en ist, so ist ersichtlich, daß fast der vierte Teil der Anlage,
losten aus dem Boden in einem Jahr herausgewirtschaftetwerden kann, wenn durch Bewässerung der Felder deren Er¬
trag sicher gestellt ist, denn

der Hauptvorteil der Feldbewässerungsanlagen besteht in der
Sicherstellung der Ernten , da Mißernten infolge Trockenheitdann ausgeschlossen find, ferner darin , daß bei den günstigen
klimatischen Verhältnissen in der Rheinebene (sie find, was
Wärme und Belichtung anbelangt , die besten in ganz Deutsch¬land ) der ertragreiche Anbau von Gemüsen , Bohnen , Erbsen,Ölpflanzen , Tabak und dergl. überall gewährleistet ist ; fernerkann die Anlage von Siedelungen in Form von Feldgärtnereien
an jedem beliebigen Punkte der Rheinebene stattfinden . Durchdie Verarbeitung der Bodenfrüchte in Präserve - und Konferve-
fabrrken kann auch der nicht Landwirtschaft oder Gartenbau
treibenden Bevölkerung Arbeit und lohnender Verdienst ge¬
sichert werden.

Die Durchführung und Finanzierung der Feldbewässerungs-
anlagen könnte durch Gründung von Aktiengesellschaften wie
z. B . beim Neckarwerk , oder der badischen Elektrizitätsversor¬
gung gehandhabt werden, oder auch durch Gründung von Was.
sergenossenschaftenauf Grund des tz 58 des badischen Wasser-
gesetz- s.

Die Neuregelung des Steuer¬
abzugs.

(Für Arbeitnehmer und Arbeitgeber empfiehlt es sich, diese
Von amtlicher Seite herrührenden Mitteilungen auszuschnei-den und aufzubewahren .

1. Durch das Gesetz vom 11 . IM d .
°J . über die Einkom¬

mensteuer vom Arbeitslohn (Reichsgesetzblatt Seite 845 ff.)wird der Steuerabzug neu geregelt . Von den Bestimmungen
dieses Gesetzes tritt jedoch, soweit sie den Lohnabzug betreffen,nur der Artikel Hl mit Wirkung vom 1. April 1921 an in
Kraft ; im übrigen bestimmt der Reichsfinanzminister das In -
krafttreten des Gesetzes. Um keine Verwirrung zu stiften, sollim folgenden nur von den jetzt schon in Kraft tretenden Än¬
derungen der Vorschriften über den Steuerabzug die Rede
sein. Der Reichsfinanzminister hat in einem durch amtlich«
Bekanntmachung veröffentlichten «Erlaß an die Landesfinanz¬
ämter auf diese Vorschriften besonders hingewiesen.

2. Neben der Berücksichtigung der Familienverhältnisse (Ehe»
stand, Kinderzahl ) , die beim Steuerabzug schon bisher statt-
gesunden hat, sehen die neuen Bestimmungen auch einen
Pauschbetrag für die Abzüge vor, die noch tz 13 des Ein¬
kommensteuergesetzes von den steuerpflichtigen Einnahmen ge¬
macht werden dürfen , nämlich für Werbungskosten, Versiche¬
rungsbeiträge Schuldzinsen und ähnliche« Lasten . Von die¬
sen Abzügen konnten nach den bisherigen Bestimmungen nur
die Beiträge zur Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, Angestellten-,
Jnoairden - und Erwerbslosenversicherung, zu Witwen -, Wai¬
sen- und Pensionskassen sowie Beiträge zu öffentlich-restlichen
Berufs - oder Wirtschaftsvertretungen vom Arbeitslohn abge¬
setzt werden, soweit sie vom Arbeitgeber entrichtet und zu
Lasten des Arbeitnehmers verrechnet wurden , was meistens
nur bei den Versicherungsbeiträgen der Fall gewesen sein
wird . Sonstige Abzüge, insbesondere für Werbungskosten,
Waren nur dann zulässig, wenn der Arbeitnehmer dem Arbeit¬
geber eine Bescheinigung des Finanzamts über den Betrag
der abzugsfähigen Werbungskosten vorlegen konnte.

3. Künftig , d. h. bei den nach dem 31 . Juli d. I . stattfinden¬
den Lohnzahlungen sollen die nach tz 13 des Einkommensteuer¬
gesetzes zulässigen Abzüge beim Steuerabzug berücksich¬
tigt werden. Da jedoch dem Arbeitgeber nicht zugemutet wer-
den kann, diese Abzüge im einzelnen festzustellen, so wird ein
für alle Arbeitnehmer gleicher Betrag zum Abzug zugelassenund zwar sind an dem nach den bisherigen Bestimmungen be¬
rechneten einzubehaltenden Steuerbetrag abzusotzen :

n ) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Stunden
0,15 M . für je zwei angefangene oder volle Stunden ,b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Tagen
0,60 M. täglich,

e) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Wochen
3,60 M . wöchentlich ,

<l ) im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Monaten
15,M M . monatlich

Auf Antrag find diese Beträge zu erhöhen, wenn der Pflich¬
tige nachweist , daß die ihm nach § 13 des Einkommensteuer¬
gesetzes zustehenden Abzüge den Betrag von 1800 M . um
mindestens 150 Ml. übersteigen, also mindestens 1950 M . be¬
tragen .

4. Diese Pauschbeträge treten an die Stelle der Abzüge, die
nach § 13 des Einkommensteuergesetzes gemacht werden dür¬
fen . Werbungskosten (besondere Aufwendungen für Berufs¬
kleidung, für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte
u . dgl .) , Versicherungsbeiträge (Kranken, Unfall -, Invaliden¬
versicherung-, Haftpflicht-, Lebensversicherung usw .), Beiträge
zu Berufs - und Wirtschaftsvertretungen (Gewerkschafts-, Be¬
rufsvereins -, Beamtenverbandsbeiträge u . a .), Schuldzinsen,
gelten also in diesen Pauschbeträgen enthalten und können
daneben, wenn die Einkommensteuer vom Arbeitslohn durch
den Steuerabzug als getilgt gilt ( s. unter Ziffer 6) , nicht noch
besonders geltend gemacht werden.

5 . Da noch den bisherigen Bestimmungen Abzüge der ge¬
schilderten Art nicht angerechnet werden, nach Artikel IU des
neuen Gesetzes diese Abzüge aber schon mit Wirkung vom
1. April 1921 an zuzulassen sind , so müssen für die seit diesem
Zeitpunkt abgelaufenen vier Monate April , Mai , Juni und
Juli 1921 die Abzüge nachgeholt , werden. Dies geschieht da¬
durch . daß in den folgenden drei Monaten August, Septemberund Oktober 1921 höhere Abzüge gemacht werden, nämlich im
Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Stunden 0,40 M.
für je zwei angefangene oder volle Stunden ,im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Ligen 1,40

Mark tägliche

im Kalle der Zahlung de- Arbeitslöhne» nach Wochen
8,40 Mark wöchentlich,

im Falle der Zahlung des Arbeitslohnes nach Monaten
35,00 Mark monatlich.

Diese zuletzt angeführten Abzüge gelten nur für die Zahlungdes in der Zeit vom 1. August bis 81. Oktober 1921 fälligwerdenden Arbeitslohnes ; von - en Steuerbeträgen , die sichauS den erst nach dem 81 . Oktober 1921 fällig werdenden
Löhnen berechnen, find nur die oben unter Ziffer 3 bezeich»
rieten Abzüge zu machen .

6. Übersteigt das gesamte steuerbare Einkommen eine»
Arbeitnehmers den Betrag von 24 000 M . nicht und ist. für die
Zeit vom 1. April 1921 an der Steuerabzug vorschriftsmäßig
gemacht worden, so gilt die Einkommensteuer vom Arbeit s.
lohn für die Zeit vom 1 . Ap . I 1921 an dadurch als getilgt .
In diesem Falle wird also der Steuerpflichtige für das R 'ch .
nungSahr 1921 mit seinem Einkommen aus Arbeit überhauvt
nicht zur ordentlichen Einkommensteuer veranlagt ; eine Ver¬
anlagung erfolgt nur bezüglich des sonstigen, nicht in ArbeitS.
lohn bestehenden Einkommens . Übersteigt dagegen das Ge¬
samteinkommen den Betrag von 24 000 M ., so wird der
Steuerpflichtige zur ordentlichen Einkommensteuer nach den
Borschriften des Einkommensteucigesetzes veranlagt uid
zwar nicht nur mit dem sonstigen, sondern auch mit dem Ar¬
beitseinkommen ; eS werden dann lediglich die durch Steuer¬
abzug erhobenen Beträge auf die bei der ordentlichen Ver¬
anlagung festgestellte Steuer ang - rechnet . Für das Rechuungs.
fahr 1920 dagegen, für das die Steuer zurzeit festgestellt wird,werden alle Pflichtigen ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Ein¬
kommens ausnahmslos zur ordentlichen Einkommensteuer ver¬
anlagt ; auch hier werden die durch Steuerabzug erhobenenund die auf andere Weise vorläufig entrichteten Beträge aufdie endgültig veranlagte Steuer angerechnet.7. Im übrigen treten in den bisherigen gesetzlichen Bc -
stimmungen über den Lohnabzug zunächst keine Änderungenein ; insbesondere bleiben die Vorschriften über die Abzüge
Wegen Familienverhältnissen und die Unterscheidung zwischen
ständig beschäftigten und unständig beschäftigten Arbeitern beider Berechnung des Steuerabzugs vorerst aufrecht erhalten :nur der neu hinzugekommene Abzug der Pauschbeträge für
Werbungskosten usw . wird bei ständig wie bei unständig be¬
schäftigten Arbeitern gleichmäßig gemacht . Dagegen ist eine
vom Reichsfinanzminister durch besonderen Erlaß bisher zu-
geläffene Vergünstigung aufgehoben worden. Die Vergütun¬
gen für über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehenden Ar-
beitsleistungen (Überstunden, Überschichten , Sonntagsarbeitu . dgl.) sind nämlich nicht mehr wie bisher vom Steuerabzugbefreit ; von diesen Vergütungen für Überstunden usw. muh
also künftig der Steuerabzug ebenfalls gemacht werden.

8. Neben den oben unter Ziffer 3 und 5 bezeichneten
Pauschbeträgen ist der Akyug von Versicherungsbei¬
trägen künftig nicht mehr zulässig, da diese als in den
Pauschbeträgen enthalten gelten . Sind einem Arbeitnehmerbereits bisher auf Grund einer Bescheinigung des Finanzamts
(SteuerkommissärS) bei der Berechnung des Steuerabzugs
Werbungskosten angercchnet worden (s. Ziffer 2 Schlußsatz) ,
so fällt auch diese Anrechnung künftig weg, da an ihre Stelle
die Pauschbeträge gelten. Nur dann, wenn die auf Grund
der Bescheinigung zu berücksichtigenden Werbungskosten mehrals 1800 M . jährlich betragen , findet die Anrechnung auch
weiterhin statt ; dafür werden aber in einem solchen Falle die
Pauschbeträge nach Ziffer 3 (Ziffer 5) nicht abgezogen.

9 . Der Wert der Sachbezüge ist vom Landesfinanzamt
Karlsruhe mit Wirkung vom 1 . April 1921 an folgender¬
maßen festgesetzt worden. »

») der Wert der freien Verköstigung für über 17 Jahre alte
männliche Arbeitnehmer auf täglich 7 M ., für unter
17 Jahre alte männliche und für weibliche Arbeitnehmer
auf täglich 5 M .,

b) der Wert der freien Mahnung (mit Bettwäsche usw.) füralle Arbeitnehmer auf täglich 1 M .
Werden diese Bezüge nur teilweise gewährt , so sind die An-

schlage entsprechend zu ermäßigen .
Bevechnungsbeispiele sind in dem amtlich veröffentlichten Er ,

laß des Reichsfinanzministers vom 12. Juli 1921 angeführt ;
eS kann daher hier der Raumersparnis wegen darauf verzichtetwerden.

Politische Neuigkeiten .
Die Verhandlungen ln Paris .

Kurz nach 3 Uhr hat gestern die Tagung des Obersten Rates
unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Briand begonnen.
Sämtliche Delegierten waren anwesend. Die belgische Dele¬
gation war nicht vertreten , da auf der Tagesordnung die ober»
schlesische Frage stand. Ein Havasbericht besagt im einzelnen :

Die erste Sitzung des Obersten Rates ist um 6 Uhr 5 Mn .
zu Ende gegangen. Sie war durch die Besprechung der ober-
fchlestschen Frage auSgefüllit. Ministerpräsident Briand eröff¬net« die Sitzung und begrüßte die alliierten Vertreter . Dar¬
auf wurden die einzelnen Delegationen aufgefordert , ihren
Standpunkt in der oberschlesischen Frage darzulegen . Der
Vorsitzende des Sachverständigenausschusses Fromageot legte
den französischen Standpunkt dar, dahingehend, daß das Ab.
stimmungsgebiet geteilt werden könne , und daß der Grenzver¬
lauf durch das Ergebnis der Abstimmung nach Gemeinden
bestimmt werden müsse . Darauf gab Aoord eine Darstellung
des englischen Standpunktes , der auf Unteilbarkeit des Jnd ».
ftrjegebieteS und seine Zusprechung an Deutschland hinauS-
läuft . Der französische Sachverständige La Roche gab der
Ansicht Ausdruck, daß das Industriegebiet geteilt und zum
großen Teil einschließlich Königshütte an Polen fallen müsse ,
wobei der Grenzverlauf sich merklich der Sforza -Linie zu
nähern Hab« . Der italienische Delegierte hat einen vermit¬
telnden Standpunkt vertreten .

Havas glaubt feststellen zu können, daß am Sonntag oben¬
auf englischer Seite anscheinend der Wunsch hervorgetreten
sei, durch eine unmittelbare Verständigung eine Annäherung
des englisch -französischen Standpunktes über die Teilung
Oberschlesiens herbeizuführen , worüber zurzeit noch sehr große
Meinungsverschiedenheit bestehe. Die öffentliche Meinung
auf beiden Seiten des Kanals wünscht , daß man zu einer Lö¬
sung gelange, die die beiderseitigen Forderungen berücksichtige
und gleichzeitig Bürgschaften für die Auftochterhaltung der
Entente cordiale biete. In Konferenzkreisen habe man den
Eindruck gewonnen, daß die englischen Bertreter sich an den
Standpunkt von der Unteilbarkeit des »berschlesischen Jnd «.
priegebieteS festgebunden fühlten und „sich durchaus weiter
hinter diesen Grundsatz verschanzen"

, um di« Zuteilung des
oberschlesffchen Industriegebietes mit Ausnahme von Plehund Rybnik, die zu Polen fallen würden , zu fordern .

Der Berichterstatter des Sachverständigenausschusses über
die Regelung der oberschlesischen Frage stellt im „Temps " fest,
daß über drei grundsätzlich« Frage » eine Einigung erzielt wor-
den sei : 1. Daß der Frieden - Vertrag von Versailles die Teilung

deS BvlkSabstimmungSgebieteSzwischen Deutschland und Pole«bestimmt, daß man sich also nicht auf die im gesamten Gebietvon einer Partei erzielten Mehrheit berufen könne, um - ihrOberfchlesien insgesamt zuzuteilsn . 2. Daß der Friedensver -
trag dorschreibt, daß bei der Festsetzung der deutsch -polnischen
Grenze Rücksicht genommen werden muh auf die Wünsche der
Bevölkerung, die durch die Volksabstimmung zum Ausdruckkommen und auch auf die geographische und wirtschaftliche
Lage der Örtlichkeiten. 3. Daß man bei der Grenzführung sichVon der gemeindeweisen Abstimmung leiten lassen müsse .Der Sachvsrständigenausschüß hat nach dem „Temps " ver¬
schiedene Vorschläge für die Grenzführung geplant und sie
schließlich auf zwei Lösungen, eine französische und eine britisch »
italienische herabgemindert . Der von dem Grafen Sforza
anempfohlene Vergleich sei von dem Sachverständigenausschutz
nicht wieder ausgenommen worden. Die in Frage kommenden
beiden Lösungen hätten keine Einstimmigkeit gefunden . Beide
Pläne verlangten die Unteilbarkeit des Jndustriebezirks . Die
französische Lösung will das Gebiet Polen zuschlagen, während
die englisch -italienische es zum größten Teil Deutschland zu-
fprechen will.

Die gesamte Londoner Presse befaßt sich mit der Konferenzdes Leersten Rates .
Die „Times " erklären , der Meinungsverschiedenheit ztm.

schen den alliierten Sachverständigen liege der Streit in bezug
auf die allgemeine Politik zugrunde , und darin sei der Ernstder augenblicklichen Konferenz des Obersten Rats begründet .

Der diplomatische Berichterstatter des „Daily Chronicle"
erklärt , Lloyd George handle als wahrer Freund Frankreichs^
wie auch als wahrer Hüter der britischen Interessen , wenn
er sich dem Wahnsinn widerseyt, Deutschland jetzt einen ge¬
fährlichen Grund zur Unznfriedenhvit zu geben, wie man
1871 Frankreich durch die Wegnahme von Elsaß -Lothringen
gegeben habe. Von der Antwort , ob Oberfchlesien von Deutsch«
tand losgelöst werden soll oder nicht , hänge das Fortbestehen
der Entente zwischen Frankreich und England ab. Augenblick¬
lich scheinen die auseinandergehenden Anfichten Englands und
Frankreichs in bezug auf die geographische und wirtschaftlich»
Zukunft Oberschlesiens völlig unversönlich zu sein.

»
Die „Morning Post " meldet, die britisch« Regierung werde

für die Aufhebung der Sanktionen eintreten . Auch in amt¬
lichen belgischen Kreisen sei eine Neigung zugunsten der Auf¬
hebung der wirtschaftlichen Sanktionen vorhanden . Die bel¬
gischen Sozialisten seien für die Aufhebung der wirtschaftlichen
Sanktionen , und da die belgischen Sozialisten auch im Kabi¬
nett gerecht vertreten seien, so müßten die belgischen Dele¬
gierten selbstverständlich ihre Ansicht in Betracht ziehen. Es
wäre jedoch möglich , daß di« belgischen Delegierten für eine
teilweise Aufhebung der wirtschaftlichen, sozialen und militä -
rischen Sanktionen eintreten , jedoch die Beibehaltung der Be¬
setzung von Düsseldorf, Duisburg u . Riuhrort fordern würden,um damit der Unzufriedenheit der Alliierten mit den Leipzi¬
ger Urteilen Ausdruck zu geben .

AuS London wird gemeldet: Der Attorney -General und der
Sollicitor -General find zur Besprechung der Prozesse gegen
die deutsche« Krirgsbefchuldigten nach Paris avgereist-

Dr . Mirtb über Gberscblesien .
Reichskanzler Dr . Wirth erklärte dem Vertreter der „ Nuovo

Giornale " in Florenz über die oberschleftsche Frage u . a . : Man
hat mir in gewissen Kreisen verargt , daß ich vom deutscher»
Recht auf Oberfchlesien gesprochen habe . Aber ich kann doch
das nicht verschweigen, was wahr und recht ist. Ich habe die
Leiden der oberschlestschen Bevölkerung nicht verschweigen kön¬
nen , aber ich habe auch nicht die Gerechtigkeit verschwiegen,
wo sie uns zuteil geworden ist. Ein solches Zeugnis für Ge¬
rechtigkeit haben Ihre Truppen in Oberschlesien abgelegt, die
unter Blutopfern für das ihrem Schutz anvertraute Land ein»
getretetn sind . Dies wird vom deutschen Volke nicht vergessen
werden . Ebenso wie in Ost- und Westpreußen haben die. italie .
nischen Truppen auch in Oberfchlesien durch ihr Verhalten
gegenüber der einheimischen Bevölkerung ihre friedlichen Ab¬
sichten kund getan und ich glaube , daß dadurch gemeinsame
Bande wieder angeknüpft worden sind, die der Krieg zer¬
rissen hatte . Ich hoffe bestimmt, daß die Erkenntnis von der
europäischen Schicksalsgemeinschaftdurch solche Friedensabsich.
ten gefördert und sich zur europäischen Solidarität auswachsen
wird . Alle Mächte , ob Sieger oder Besiegte, müssen mit allen
Kräften an der Aufgabe Mitarbeiten , wenn das schwere Werk
gelingen soll . Man kann aber die von uns verlangten Lei¬
stungen nicht erwarten , wenn man uns Oberfchlesien nimmt .
Die Zuteilung Oberschlestens an Deutschland ist unabweisbar »wenn nicht das Selbstbestimmungsrecht der Völker, das in der
Abstimmung zum Ausdruck gekommen ist, zum Hohn werden
soll . Durch den Übergang der schlesischen Wirtschaft an Polen
würde der Zusammenbruch der polnischen Wirtschaft mit hin¬
eingezogen werden . Man hat von Oberschlesien als von einem
Waffenschmied gesprochen . Sie wissen genau , daß Deutschland
keine kriegerischen Absichten hegt. Ein deutsches Obersch'esien
würd« berufen fein , die friedliche Seite des europäischen Wie¬
deraufbaues zu fördern . Die deutsche Regierung hat sich schon
in ihrer Note an die alliierten Mächte am 1 . April bereit er¬
klärt . Polen unter vorzugsweise« Bedingungen die für seine
Wirtschaft etwa noch erforderlichen Kohlen und sonstigen Er¬
zeugnisse zu liefern , solange das an Bodenschätzen überaus
reiche polnische Gebiet noch nicht erschlossen ist . Sie bat k-ck
bereit erklärt , weitgehende Hisse bei der Erschließung der
polnischen Bodenschätze zu leisten. Sie hat gehofft, auf diese
Weise ein wirtschaftliches Band zwischen Deutschland und Po¬
len zu knüpfen. Sie hat aber aus Warschau nur Hohn und
Spott gehört. Sie hat erleben müssen , wie die polnische Ne¬
gierung den dritte » Ausstand in das »berschlestsch-- Land trug
und sie muß noch jeden Tag erleben , wie der deutsche Abstim-
mnngSsieg durch unsaubere Methoden gefälscht wird . Wir
können und wollen mit suchen Waffen nicht känmlen . Wir
wollen Friede . Arbeit und Recht . Aber wir verlangen da»
Gleiche von der Gegenseite und müssen fordern , daß sie auf -
hört , nach unrechtmäßigen Mitteln zu streben. Jede proviso¬
rische Lösung ist für dir deutsche Regierung völlig «nannehm -
bar . Sie widerspricht klar den Worte « de» FriedenSvertrage »
und bildet den Keim zu einem dauernden Konflikt des Ostens .
Wir vertrauen fest darauf , daß der Spruch deS Obersten Rate »
im Sinne des Rechtes auSsallen wird , das allein den so nöti¬
gen Frieden und den Wiederaufbau gewährleisten kann

Der französische ..Bevölkerungsschutz ".
In der „Franks . Ztg .

" lesen wir folgendes :
Wie die französischen Truppen die Bevölkerung gegen die

Bedrängungen „ geschützt" haben , dafür liegen Hunderte von
Zeugnissen vor : sie sind eine flammende Anklage , daß die
Franzosen nicht nur ihre einfachste Pflicht nicht getan , nicht »
zur Eindämmung des Aufstandes unternommen , sondern jede
polnische Gewalttat ruhig zugelassen und sie vielfach selbst
noch direkt und indirekt gefördert haben . Je schonender sie
die Insurgenten behandelten , um so rücksichtsloser benahmen
sie sich gegen die deutsche Bevölkern «« i« den Städte « und



allersMmmstmr gegen -die bödauLMswsuseu ULchtt«
^ ^

« nia« Momentbilder aus jener schwersten Zeit gehen
!^ ch nachträglich von einem Flüchtling zu :

« n « lebwitz , wo Massenquartiere für Flüchtlinge eingerich -
o " ^ _ ncuvts Haussrubun -

trt waren , veranstalteten die Franzosen .nackst̂ Hairssuchun

„ . angeblich um nachzusehen , ob nicht vielleicht einer - er

Flüchtlinge Waffen bei sich haben konnte . Gegen die Be-

» affnung der Insurgenten bestanden natürlich keme Beden-
Bei solchen Haussuchungen wurden dle rpr Schlafe

» »«enden FlüiÄlinge mit Kolbeustötzew aufgetrieben, einige
wurden mit der Reitpeitsche traktiert und mutzten auf der
« tratze kampieren . Im Gebäude wurden Türen eingestohen
, nd viele Gegenstände zerschlagen . Auch sonst benahmen sich
pje Patrouillen bei nächtlichen Durchsuchungen in rohester
Wgeise , brachen die Türen auf, statt sie sich aufschliehen zu
fassen , und ebenso die Schränke.

Einer der für die Franzosen gravierendsten Vorfälle war
Her Überfall des unter ihrem direkten Schuh stehenden
Flüchtlingslagers in Hindxnburg . Dort drangen nachts
mehrere hundert polnische Insurgenten ein, denen das Tor
M>n französischen Do Kurten geöffnet n»uH»r. Die französischen
Mostcn zogen sich dann tn tue Wachstube zurück ; als ein Dchl
her Flüchtlinge sich dorthin zu retten suchte, wurden sie M4
Fußtritten znrückgewresen . Als ein Flüchtling einen der an»
ereilenden Polen das Gewehr entrih, wurde er vom franzö»
« scheu Führer ins Zimmer gezogen, geohrfeigt und mit der
« eitpoitsche geschlagen, über 200 Flüchtlinge pourjde « unter
Fieser Mthilfe der Franzosen — am Tage vorher waren die
Flüchtlinge noch peinli q auf Waffen durchsucht worden —
Parin, meist nur ganz mangelhaft bekleidet , fortgetrieben, auf
daß grausamste mißhandelt und LrruuLt.

Als letztes Beispiel für das französisch -polntsche Znsaimmeri -
wirken seien die Vorgänge in der Stadt Peiskretschan er¬
wähnt . Dort hatten Magistrat urrd Stadtverordnete beim
französischen Kommandanten angefragt, ob er die Stadt
gegen Angriffe schützen wolle, sonst werde die Stadt sich selbst
egen die Banden verteidigen. Darauf verbürgte sich der

. kommandant für die Verteidigung der Stadt und ersuchte,
unter Unterlassung jedes Selbstschutzes , sich lediglich seinem
militärisch«« Schutz apMUertmauew . Trotzdem konnten die
polnischen Transporte, in der Richtung nach Kan- rzin, wo
damals die Kämpfe mit den italienischen Truppen stattfan¬
den, ungehindert die Stadt passieren , die polnischen Banden
konnten auch in der Stadt selbst Jagden nach Hjehmattreur«
pevanstulten , und der französische Kommandant lieh es schließ¬
lich geschehen, datz die polnischen Banden kolonnenweise in
dir Stadt rückten und die polnische Fahne am Rathause hitz -
trn . Er begrüßte sogar ihren Führer und ließ weiter zu.
datz eine polnische Kommission die Verwaltung der Stadt
übernahm , datz die Polen Quartiere bezogen, Maschinenge¬
wehre aufstellten, Flüchtlinge festnzchmen und m̂ißhandelten.
So wurde der Ort tatsächlich unter falschen Versprechungen
tzer polnischen Willkür pretsgegeiben .

8

Vom Gcbeimbetrieb der V .R .V .D .
Bei einer kürzlich vorgenommenenHaussuchung in der Ber¬

liner Zentrale der Bereinigten Kommunistischen Partei ist,
wie mitgeteilt wird, eine grütze Anzahl von Stempeln und Vor¬
drucken für Legitimationspapiere vorgefunden worden . Es
handelt sich um Material, Las zur Ausstellung von Pässen
And Aufenthaltserlaubnissendienen sollte . Außerdem wurden
feriige Formulare und Klischees gefunden für Nachbildungen
von Stempeln ; auch echte Stempel aller möglichen behördlichen
Stellen wurden gefunden . U. a. beschlagnahmte die Kriminal¬
polizei eine Reihe französischer Stempel von verschiedenen Prä¬
fekturen und Bürgermeistereien, so namentlich von der Mairie
Bordeaux und von anderen Hafenplätzen . Man fand ferner
einen ganzen Stoß von Pässen , die vom Polizeipräsidium Kö¬
nigsberg ausgestellt waren. Bei einem Teil dieser Pässe waren
bereits die Photographien entfernt worden. Außerdem sind
Vordrucke und Klischees zur Anfertigung solcher Vordrucke
für Personalausweise beschlagnahmt worden , wie sie von den
deutschen Behörden für die Russen ausgestellt werden , die hier
keinen Patz bekommen können . Mit dem Vorgefundenen Ma¬
terial war es möglich , lückenlose Legitimationspapiere herzu¬
stellen , w -chei die französischen Stempel eine Ausstellung inter.
nationaler Ausweise ermöglichten . Interessant ist ferner, datz
in einem Vorgefundenen Rundschreiben eine Anzahl ganz
rechtsstehender Personen mit genauer Adressenangabe verzeich¬
net war . Die Haussuchung konnte nicht stren - durchoeiührt
werden , da die Beamten durch die Immunität der ReirbS-
nnd Landtaasabgeorneten verhindert waren , alle Räume und
Behälterzu durchsuchen. Es ist nur ein Schrank des Abgeordneten
Remmelc durchsucht worden . Mit dieser Durchsuchung ist aber
sofort aufgehört worden , als der Abgeordnete erschien und
den Schrank für fein Eigentum erklärte .

Kurze polit. Nackrickten .
* Kapitänleutnant Patzig . Wie die «Leidiger Abendpop !"

erfährt , hat Kapitänleutnant Patzig erst jetzt in Südamerika,
Wo er sich eine neue Existenz gegründet habe , von der Ver-
urteilung seiner beiden Kameraden Boldt und Dithmar er¬
fahren und daraufhin erklärt, er werde sich selber dem Reichs¬
gericht stellen und bekunden, datz er allein die Verantwortung
trage . Boldt und Dithmar hätten nur seine Befehle ausge¬
führt und wären andernfalls wegen Gehorsamsverweigerung
vor ein Kriegsgericht gezogen worden . Eventuell würde als»
eine Wiederaufnahmedes Verfahrens gegen Boldt und Dith¬
mar vor dem Reichsgericht in Frage kommen .

* Der Mörder des französischen Majors . Das „Berl . Tage¬
blatt " meldet aus Kattowitz, datz die von deutscher Seite cm-
aeftellte Untersuchung ergeben habe , datz es sich bei dem als
Mörder des Majors Montalegverr , Jeschkc, um einen polnisch
gesinnten Oberschlester handelt , der längere Zelt in polnische»
Diensten gestanden hat.

* Einigung im mecklenburgischen Landarbelterstreik. D '
«Mecklenburgischen Nachrichten" zufolge ist es im Lanücrrbei-
tersrreik zu einer Einigung gekommen .

Die britische Reichskonferenz ist am Ende ihrer Tagung an.
gelangt. Als ihr Ergebnis berichtet ein Londoner Blatt , die
Konferenz habe die konstitutionelle Stellung der Dominions
in den Fragen der auswärtigen Politik festgestellt ; das bri¬
tische Reich werde von jetzt ab mit einer Stimme tzwechen;
die Konferenz betrachte die Notwendigkeit eines Zufammen»
arbeilens mit den Vereinigten Staaten als eine Angelegenheit
der Welt; auch der Grundsatz eines engen Zusammenwirkens
- wischen England und Frankreich sei von der Konferenz an¬
genommen worden . Die Politik Llohd Georges in der ober-
fchlesischen Frage ist von der britischen Reichskonferenz aus¬
drücklich gebilligt worden .

* Eine neue deutsche Zahlung. Deutschland hat dieser Tage
durch fünf Banken eine Zahlung von fünf Millionen Dollars
geleistet. Die Einzahlung erfolgte vom General resevve board
auf das Konto der Bank von England als weitere Zahlung auf
di« bis zum 91 . August zu leisteten Zahlungen.

Radiscke Nbersickt.
Teuerung und Verbrsncber.

Einer Anregung des Ortsausschusses Karlsruhe, des allge-
meinen deutschen Gewerkschaftsbundes folgend, hatte daS
Ministerium des Innern die Vertreter der Spitzenorganisa¬
tionen der Arbeiter, Angestellten und Beamten sowie der Ver .
braucherkamme , zu einer Aussprache , über die gegenwärtige
Teuerung und die Mittel und Wege ihrer Bekämpfung be¬
rufen, die gestern vormittag im Sitzungssaal des Mini -
steriums stattfaod. Die Aussprache leitete Minister Remmele,
der in feinen einleitenden Ausführungen zunächst auf die
schweren Folge» der Übernahme des Ultimatums , die finkende
Tendenz der deutschen Mark und die Wirkung der neuen
Steuergesetzgebung hinwies. Zu diesen Erscheinungen treten
die außerordentlich schweren Folgen der in den letzten Wochen
aufgetretenen Trockenheit. Der 1V . August wird die Er¬
höhung des Brotpreises bringen , die auch in Baden sehr
fühlbar werden wird. Das Brot wird gegenüber dem bis¬
herigen Preis »on 3hl > M . . für den 1500 Gramm Laib aus
6,50 M. bis 5,80 M .zu stehen kommen ; diese Erhöhung be¬
deutet für eine fünflöpftge Familie eine Mehrausgabe von
500—650 M. jährlich . Dazu kommen außerordentliche
Schwierigkeiten in der Kartoffel- und Gemüseversorgung.
In Mittelbaden hat die Trockenheit die Gemüseernte so gut
wie vernichtet . Die Herbstkartoffelernte erscheint, wenn nicht
in allernächster Zeit stärkere Niederschläge eintreten, sehr in
Frage gestellt . Bei Beurteilung der gegenwärtigen ernäh¬
rungswirtschaftlichen Lage mutz vor allem in Rücksicht ge¬
zogen werden , datz der von der Reichsregierung bisher ein¬
genommene Standpunkt des sogenannten politischen Brot¬
preises d. h. eiues durch Reichszuschüfse künstlich niedergehal¬
tenen Brotpreises aufgegeben worden ist. Der Aufwand des
Reichs für die Senkung des Brotpreises hat sich im letzten
Jahre auf 10h Milliarden belaufen und es ist ohne weiteres
klar, datz für den Wegfall dieses Preissenküngsauswands ern
Äquivalent geschaffen werden mutz. Die Gewerkschaften ha¬
ben nun zur Bekämpfung der Teuerung die Einführung einer
scharfen Preisüberwachung sowie die behördliche Festsetzung
von Höchst- und Angemessenheitspreisenin Vorschlag gebracht .
Diese Vorschläge ließen sich jedoch nur dann verwirklichen ,
wenn man neue Zwangsvorschriftenzur Durchführung bringt.
Daran kann aber um deswillen nicht gedacht werden, weil
die Hauptaufgabe die sein wird , weitgehend Lebens - und Fut¬
termittel zu beschaffen, mit andern Worten : Produzenten und
Händler zu möglichster Leistungsfähigkeit zu bringen. Die
Neueinführung von Zwangsvorschriften aber hätte unweiger¬
lich eine starke Verdrossenheit gerade dieses Teiles unseres
wirtschaftlichen Organismus zur Folge. Da auch auf Sei¬
ten der Verbraucherschaft keinerlei Neigung besteht, irgend
welchen Zwangsvorschriften durch konsequente Disziplin zum
Erfolg zu verhelfen, kann mit Bestimmtheit gesagt werden,
datz sich auf diesem Wege die Notlage der Bevölkerung nicht
beheben lassen würde . Ohne Zwangsvorschriften aber und
zwar Zwangsvorschriften aügemcin für das ganze Reich,
mutz eine Preisregulierung jeder Erfolg versagt sein . In¬
folgedessen kann sich die badische Regierung den Vorschlägen
und Anregungen das Allgemeinen deutschen Gewerkschafts¬
bundes nicht anschlietzen .

Die Regierung sieht vielmehr nach eingehender Beratung
- er ganzen Teuerungsfrage auf dem Standpunkt, datz der
Teuerungswelle nur durch eine Erhöhung per Löhn« uchd
Gehälter entsprechend der Steigerung der Kosten der Lebens¬
haltung wirksam begegnet werden kann. Die Regierung wird
deshalb dem Landtag bei seinem Zusammentritt im Sep¬
tember Vorschläge zur Umgestaltung der Gehälter und Löhne
der Staatsbeamten und Staatsarbeiter unterbreiten, die der
Teuerung Rechnung tragen. Die Regierung erwartet auch,
datz es ohne Schwierigkeiten und Schädigungen für das
Wirtschaftsleben möglich sein wird, datz die Organisationen
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu einer Verständigung
über eine Angleichung der Löhne und Gehälter der Acbeiter-
und Angestelltenschaft an die neuen Teuerungsverhältyiffe
kommen und er« Ausgleich der Gegensätze gefunden wird.

Im übrigen hat die Regierung bereits Schritte zur Be¬
kämpfung der Teuerung und der gegenwärtigen brennenden
Notlage ergriffen; in Berlin wurde ein Antrag auf Zulas¬
sung eines Obstausfuhrverbotsfür Bälden gestellt und außer,
dem auf ein HvitzlyuSfuhrverbot für Bachen hingewirkt. Bei
Besprechung dieser dringlichen Maßnahmen betonte der Mi¬
nister. datz einmal ganz allgemein sestgestellt werden müsse ,
datz die Reichsregierung aus Baden kommende Anträge
und Wünsche ' mit wesentlich geringerem Entgegenkommen
behandle als Anträge, die von Bayern oder Württemberg ge¬
stellt werden . Um die schlimmsten Folgen der seit Wochen
dauernden Trockenheit zu mildern, hat die Regierung des
weiteren sich für eine erhöhte Bereitstellung von Kraftsutter-
«ritteL» eingesetzt. Zn bemerken bleibt , daß trotz des Sin¬
kens der Viehpreise die Fleischpreise nur außerordentlich
langsam Nachlassen.

In seinen weiteren Ausführungen wies der Minister
daranf hin, datz daran gedacht werden könne , Mehlvorräte,
die rechtsrheinisch lagern, einzuführen, wogegen allerdings
die Mannheimer Mühlenindustrie gemeinsam mit ihren Ar¬
beitern protestiert hätte, weil ihr die Einführung von Mehl
statt Brotgetreide die Beschäftigung entziehe. So berechtigt
dieser Protest cm sich ist, sollte doch in Erwägung gezogen
werden , ob nicht diese Bedenken der Mlühlenindustrie auf
kurze Zeit zugunsten einer ausreichenden Einfuhr zurückzu¬
treten hätten. Denn unsere Ernährung wird, sofern .sich nicht
in allernächster Zeit die Aussichten auf eine einigermaßen
genügende Kartoffelernte bessern, vorwiegend quf Mehl, Hül¬
senfrüchte und Fette eingestellt sein , die voraussichtlich aus¬
reichend zur Verfügung stehen werden. Es ist zu wünschen ,
- atz seitens de» Reichs für die Einfuhr von Fetts und Ql
Sorge getragen wird , ebenso aber , daß die Preisfestsetzung
hieri» nicht so willkürlich erfolgt , wie das seit einiger Zeit
geschieht. Der Minister schließt seine Ausführungen unter
nochmaliger Ablehnung der Anregungen der Gewerkschaften
und empfiehlt. Wege zu finden, die zu einer Verständigung
über »ine der Teuerung angemessene Lohn - und GehaltSer«
Höhung zu führen geeignet find.

(über die Aussprache , die sich an die Rede deS Minister »
anschhrtz , wird morgen berichtet werden .)

Der Lall Baumann .
Dar Badische Richterverein übersendet uns die folgende

Notiz:
«He der Tagespreise wird das von der Zivilkammer 1 de»

Landgerichts Karlsruhe erlassene Urteil in der Klagesache deS
Amtmanns Baumann in Lörrach gegen den badischen FiSkuS
teilweise einer der Sachlage nicht entsprechenden Kritik unter¬
zogen. Der Tatbestand ist kurz folgender :

Amtmann Baumann hat sich geweigert , den Eid auf die
Verfassung zu leisten . Das Ministerium des Innern ließ
ihm »ahelegen , aus dem Staatsdienst auszutreren. und leitete
gegen ihn ein Disziplinarverfahrenein . Amtmann Baumann
richtet« hierauf ein Schreiben an das Ministerium, in dem
er u« seine Entlassung aus dem staatlichen Dienst nachsuchte
unter der „Bedingung", datz ihm Ruhegehalt gewährt werde."

DaS Staatsmimsterium hat die Dienstentlassung BaumcmnS
verfügt, wobei «S die von ihm gestellte Bedingung der Ruhe»

gehccktSgewährung ausdrücklich als unbeachtlich «Märte . -DaS
Disziplinarverfahren wurde eingestellt .

Nach geltendem Beamtenrecht , bas durch die Revolution
nicht geändert ist, kann ein etatmäßiger unwiderruflich anqc»
stellter Beamter aus dem Dienste nur entlassen werden, wenn
entweder das Disziplinargericht auf Dienstentlassung erkannt
hat oder wenu der Beamte selbst um die Entlassung nachsucht .
Das Gericht hat das Vorliegen dieser Voraussetzungen bei
Baumann verneint. Das Disziplinarverfahren wurde einge.
stellt , und das erwähnte Schreiben Baumanns an das Mini»
sterium enthält kein Ansuchen um Dienstentlassung , die mit
Verlust des Ruhegehalts verbunden ist. sondern bei richtiger
Auslegung eine Bitte um Pensionierung.

Das Gericht hat deshalb die verfügte Dienstentlassung al»
gesetzwidrig bezeichnet und ausgesprochen , datz dem Kläger
die Bezüge eines aktiven Beamten zu gewähren '

sind, bis durch
Dienstentlassung. Pensionierung oder in anderer Weise sein
Ausscheiden aus dem Staatsdienst erfolgt.

Das Gericht ist zu diesem Ergebnis lediglich durch Anwen¬
dung der zum Schutze der Beamten gegebenen Vorschriften ge.
langt. Die Frage, ob die Verweigerung des VersaffungseideS
ein Disziplinarvergehen ist, wurde vom Gericht nicht entschie»
den , ihre Entscheidung vielmehr dem Disziplinarverfahren
Vorbehalten . Das Urteil überläßt es ausdrücklich der Staats¬
regierung, das dienstpolizeiliche Verfahren gegen Amtmann
Daumann durchzuführen . Wird in diesem Verfahren di«
Dienstentlassung ausgesprochen, so fallen die Voraussetzungen
des landgerichtlichen Urteils von selbst weg .

"

Verlegung der Abteilung kür Versorgung
von Lüricb nach IKadolNeH.

Nach einer Verfügung im '
„ Reichsanzeiger " ist mit dem 1.

September 1821 die Abteilung für Versorgung beim deutschen
Generalkonsulat in Zürich unter der Bezeichnung „Versor -
gungsabteilung Radolfze , ehemals Zürich"

, nach Radolfzell
verlegt worden . Da die Arbeit dieser Abteilung zum Teil
imit dem 15 . August in Radolfzell ausgenommen wird, wollen
alle Anschreiben, die für diese Dienststelle bestimmt sind, be.
reits von diesem Zeitpunkt an nach Radolfzell gerichtet wer¬
den .

Verbandstag „Meuveutschland".
Freiburg, 8. Aug. Eine außerordentlich zahlreich be¬

suchte Tagung dev studierenden Jugend „NeudcutschlanL "
findet bis zum 11. August in den Mauern Freiburgs statt.
Die dritte Verbandstagung stellt die gegenwärtige Tagung
dar . Die ersten beiden waren in Köln 1Sl9 und in Fulda 1920.
— Zu der feierlichen Begrüßung am heutigen Abend hatte
sich auch der Erzbischof Dr . Fritz eingefunden. Die Tagung
wurde geleitet von dem Verbandsvorfitzenden Herrn Professor
SchumwcherzKöln . Pater Esch 8. 1 . sprach zunächst über die
Aufgäben und Ziele der Neudeutschland -Bewegung und über
die bisher geleistete Arbeit , der Jugend besonders Herzens-
reinheit nahelegend. In sehr großer Anzahl waren Be-
grützungstelegramme eingelaufen, u. a . von den Kardinalen
von Köln, Breslau und München , von dem Bischof von
Fulda usw.

Als Vertreter des badischen Kultusministeriums begrüßte
Herr Regierungsrat vr . Broßmer die Versammelten, darauf
hinweisend, daß ein solches Erlebnis früher außerhalb der
Schule den jungen Leuten nicht geboten werden konnte. Ein
wesentlicher Zug der neuen Jugendbewegung bestehe in der
Selbsterziehung . Im Aufträge des badischen Kultusminr-
steriums spreche er seine herzlichen Glückwünsche zu einer
gedeihlichen Tagung aus . Besonders begrüßte er die Ber.
trete» von Oberschlester« (Brausender Beifall ) . ^

Im Namen der Stadt Freiburg hieß Herr Bürgermeister
Ricbel die Vertreter „NeudeutschlandS ^ willkommen , er ge¬
dachte vornehmlich ihres Programmpunktes: tätig am Wie¬
deraufbau unseres so furchtbar zu Boden geschmetterten Va¬
terlandes mitzuwirken. Statt der jetzt sich überall breit
machenden Selbstsucht, soll von den jungen Leuten Selbst¬
zucht gepflegt und Toleranz gegenüber den andersgläubige»
Mitbrüdern geübt werden .

In längeren Ausführungen sprach Herr Geh. Rat Direk¬
tor Fecht vom Bertholdsghmnäsium Freiburg im Auftrag«
oller höheren Schulen Deutschlands zu den Versammelten.
Er begrüßte, datz „Neudeutschland " energisch den Kampf
gegen Schmutz und Schund ausgenommen habe und sich der
Autorität unterwerfe . Eine Reihe von jungen Leuten , Ver¬
tretern der verschiedenen Ortsgruppe», ergriffen sodann da»
Wort. U . a . sprachen der Vertreter von Oberschlesien, ein
Vertreter des WanderbundeS „Staffelstein " aus Deutsch -
Böhmen, ein Vertreter von Danzig, ein Vertreter au»
Deutsch-Österreich , Holland und ein Vertreter des bekannten
Bundes „Ouickborn " . Sämtliche Reden , die zur Einheit
mahnten , wurden mit einmütigem, langanhaltendem Beifall
ausgenommen .

'
Als letzter Redner betrat Erzbischof Dr . Kstrl Fritz den!

Rednerpult, betonend , datz er mit Freude die Ziele des „Neu-
deutschlanLbundes " verfolge. Mit Freude habe die Bevölke¬
rung Frerburgs, die so zahlreich herbeigesträmten jungen
Leute ausgenommen und ihnen Unterkunft angewiesen.
Welche hohe ideale Lebensauffassung . Neudeutschland " habe,
sei aus dem Mund aller Redner z " nr , Ausdruck gekommen .
Im Namen des gesamten Deutschen Episropates begrütze er
„Neudeutschland" . Mit besonderer Freuoe habe er davon
Kenntnis genommen, datz die ba- ische Pegixrun« einen Ver¬
treter zu dieser Tagung entsandt Hab« und datz dieser so
schöne Worte des Verständnisses gefunden habe . Er möge
Len Dank aller Teilnehmer der Nnterrichtsverwaltung über¬
mitteln . Dem nun 25 OVO Mitglieder- zählenden , noch ganz
jungen Verband wünsche er weiteres Gedeihen . Jedes ein.
zelne Mitglied möge das Seine dazu beitragen, friedlich mit
DeM Nächsten auSzukommen , damit der unleidliche Klaffen¬
hatz schwinde. Achtung vor der Überzeugung auch der Anderen
empfehle er den Mitgliedern des Bundes. Schließlich Verla»
der Erzbischof ein von Kardinal Gasvar i Unterzeichnete »
Schreiben de» PapsteS , worin mitgeteilt ist . datz der Papst im
Geiste unter der wackeren jungen Schar weile und sowohl
Dem Vorstand wie auch jedem einzelnen Teilnehmer de«
Versammlung seinen Segen spende, der katholischen Jugend-
bewegung eine fruchtbare Weiterentwicklung wünschend. Dre
Worte des Erzbischofs fanden begeisterte Zustimmung. Die
Feier war umrahmt von musikalischen und gesanglichen Dar¬
bietungen .

Hrurze iDscbricbten aus Kaden.
"

* Rr. 41 de» Badischer, Gesetz, und « erotzdnungS-Blatte »
hat folgenden Inhalt : Verordnungen : des Staatsmini¬
steriums : Änderung der Gerichtsvollzieherordnung : des Min»,
steriums des Innern : Maßregeln gegen die Rinderpest .

» Jugendliche FremdenlegionSre . DaS Reichswanderung »«
amt . amtliche Zweigstelle Mannheim -Schloß, weist darauf hin,
datz es die französische Regierung seit einiger Zeit grundsätzlich
ablehnt, die 18—20jährigen Fremdenlegionäre zu entlassen »
wenn sie bei ihrer Verpflichtung den Tatsachen zuwider er»
klärt haben, bereit » 20 Jahre alt zu sein.



DL . Der « - bisch, La«db««b hat, wie ha» Organ . DMLandwirt " berichtet» beschlossen, bei den kommende» La«d-
»agswahlea in allen LandtagSwahlkreijen eigene L««bbund»
Uftcn aufzustellen.

VL . WaldShut, 7. Aug. Rach mehrtägiger Verhandlungwurde vom Schwurgericht heute in früher Morgenstunde indem Prozeß gegen den Tag -öhner Ludwig Ostertag aus Döt¬
tingen und gegen den Konditor Fritz Rentter au» Münsingen(Württemberg ) da» Urteil gesprochen . Der Angeklagte Oster,tag wurde wegen dreifachen Morde» im rechtliche » Zusammen¬treffen mit dreifachem besonder» schwere « Raub dreimal zu»Tode verurteilt , der Angeklagte Fritz Neutter wegen zweifache «Morde» in rechtlichem Zusammentreffen mit zweifachem be¬sonders schweren Raub zweimal zum Tode und wegen Beihilfe»u besonders schwerem Raube in einem dritte » Falle zu fünfJahren Zuchthaus . Den beiden Angeklagten wurden die bür¬gerlichen Ehrenrechte aus Lebensdauer aberkannt . Damit hateine Reihe von scl^veren Verbrechen ihre Sühne gefunden, diein dem vergangenen Jahre die Öffentlichkeit in großer Er¬regung hielten. Die beiden Angeklagten stammen au » Würt¬temberg. Oftertag , am SO. Januar 1887 geboren, war i»Döttingen (Württemberg ) wohnhaft und noch nicht vorbestraft,Fritz Reutter wurde am 8. Januar 1890 in der GemeindeMünsingen geboren und war gleichfalls noch nicht vorbestraft .Am 18. Juli 1820 ermordete Ostertag die Müller - witweSchmied in Ziegelhäusern , Gemeinde Rürsingen , wobei er vonReutter wirkungsvoll unterstützt wurde. Den beiden genann¬ten fielen damals 550 Mark in die Hände. Den zweiten Mordverübten sie am 5 . August 1980 bei den Triberger Wasserfällenan dem 23 Jahre alten Bankbeamten Heinrich Grünewalb ausFrankfurt , den sie an der obersten KeHre des WasserfallwegeSniederschlugen. Sie warfen den Betäubten über einen Felsenin das Wasser hinab und Ostertag versetzte Grünewaw , alser wieder zu sich kam und um Hilfe schrie , einen tiefen Stichin die rechte Halsseite, so daß Gvünewald verblutete . Sieraubten ihm seine Brieftasche mit etwa 120 M ., eine goldeneUhr und ein ZeißfernglaS . Ihre letzte Untat begingen sie amL8 . März d . I . Sie überfielen die Witwe Brendle in ihremHause in Brunnadern bei Bonndorf . Auch dieses Opfer wurdegewürgt , bis es tot war . In diesem Falle erbeuteten sie18 000 Mark . Die Verhandlung ergab , daß beiden mich zahl¬reiche Einbruchsdiebstähle zur Last fallen , die sie teils in Wirrt -temberg , teils in Baden verübt hatten . Ostertag nahm dasUrteil vollkommen ruhig und gelassen auf , er lochte sogar, wäh¬rend Reutter , der während derBerhandlung schon wiederholtZeichen der Reue zeigte, bei Verkündigung des Urteils voll¬kommen zusammenbrach. _ _

Brände in Baden.VL . Zaisenhansen , 8 . Aug. Wie das „Vrettener Tageblatt "
wnteilt , ist, nachdem erst vor wenigen Tagen 11 Gebäude ab¬gebrannt waren , in der Nacht von Samstag zum Sonntagabermals ein Brand entstanden, dem die gesamte« Ernte -rrzcugnisse von etwa 10 Familien zum Opfer gefallen sind.Heiner wurde das gesamte Ergebnis einer anläßlich des erstenBrandes zugunsten der Geschädigten eingeleiteten Sammlungvon Futtermitteln , die sich auf einige 100 Zentner beliefen,vernichtet. Die Annahme , daß der erste Brand durch Kurz -Ichluß entstanden sei, hat sich jetzt als unrichtig erwiesen, daln der Scheuer , in der das Feuer ausbrach , keine elektrischeLeitung vorhanden war . ES handelt sich vielmehr bei beidenFeuerSbrünsten um Brandstiftungen . Dem Vernehmen nachist ein Drohbrief vorgefunden worden, in dem weitere Brändeangekündigt werden. — Der bei dem ersten Brand verun¬glückte Feuerwehrmann befindet sich auf dem Wege der Besse,rung .

VL . Rastatt , 7 . Aug . Die Stallungen her Fohkenweidebrannten hier ab trotz der eifrigsten Bemühungen der Feuer¬wehren von Rastatt und Otigheim . Leider verbrannte «neunzehn zum Teil wertvolle Pferde , so daß der Mittelbadi¬schen Pferdezuchtgenossenschaft ein erheblicher Schaden er .wächst . Die Gebäude sind Eigentum des Kreises. Der Ge¬samtschaden dürfte sich auf annähernd eine Million belau¬

fen. Such Fu tt ermitt el und Schweine find mitverdannt . Demverheerende « Element fiel außeichem eia Rennpferd zumOpfer .
VT . D ««de«hei« (A. Lahr ), 8. Aug. Testern nachmittaggegen 8 Uhr wurde unser Dorf von einer groß«» Fenrrsbrnnstheimgesucht. Im Okonomiegebäude des Schmiedes FranzZeiser brach der Brand aus , der sich sofort infolge de» starke »Windes weiter ausbreitete . Da » Feuer sprang über die

Straße auf da» Hau» der Witwe Roth über. Von hier ver¬breitete e» sich auf di« angrenzenden Gebäude des Benedikt
Schäfer und de» Felix Küchele . Da » Feuer griff weiter über
auf die Scheuer de» Albert Weil. Diese ist vollständig abge¬brannt , während da» Wohnhaus noch gerettet werden konnte.Der massive Bau de» Farrenstalle » bot schließlich dem FeuerEinhalt . Zahlreiche Feuerwehren waren zur Bekämpfung de»
Feuers herbeigeeilt. Das Großvieh konnte in den meiste«Fällen gerettet werden, während eine Anzahl Schweine ver¬brannt ist. Bon den Fahrnissen der betroffenen«« Familienkonnte nur wenig gerettet werden. Der Schaden ist ein sehrerheblicher. Gegen Abend war jede Gefahr eine» weiteren
Umsichgreifen » de» Feuer » beseitigt.VT . « Mi»«e», 6. Aug . In der Nähe de» Bahnhöfe » Kle-«ach entstand , wie man annimmt durch FunSflug einer Lo¬komotive, ein Maldbmnd , der noch glücklicherweise gelöschtwerden konnte, ehe allzu großer Schaden erstanden war . Zuseiner Löschung wurde die Automobilsprrse au » Mllingenherbeigerufen , der e» auch unter Wasserentnahme au » derBrigach glückte, den Brand einzudämmen . _

Ltaatsanzeiger.
Dir Erteilung der SSrperschaftSrechtr brtr . >

Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 19. Füll1921 Nr . 14642 der Badische » Gesellschaft zur überwach«»,von Dampfkessel » e. B. in Mannheim die KSrperschaftsrechterm Sinne des 8 1 der Landesherrlichen Verordnung vom 17.November 1883, die Erteilung der Körperschaftsrecht« betr .
(Ges. u . VOM . 1883 S . 324 ) erteilt .

Karlsruhe , den 4 . August 1921.
Ministerium des Inner «.
Der Ministerialdirektor :

Arnold . Müßig.

Errichtung von Finanzämtern -
Aus 1. August d. I . tvird in « chern ein Finanzamt rmSinne von 8 8 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung errichtet.Sein Geschästsbezirk umfaßt den Amtsbezirk Achern und bi»

zur Errichtung des Finanzamts Kehl auch den AmtsbezirkKehl. Das Finanzamt übernimmt für seinen Geschäftsbereichdie Geschäfte des bisherigen Finanzamts sowie des Steuer -
komnnssärdienstes Achern , der auf oben genannten Zeitpunktaufgehoben und mit dem Finanzamt vereinigt wird . Der
Steuerkommissärdienst Kehl bleibt als Zweigstelle des Finanz¬amts Achern bis auf weiteres bestehen . DaS Finanzamt istim bisherigen Finanzamtsgebäude untergebracht . Die Finanz ,lasse, die auch den Menst der bisherigen Steuereinnehmer »umfaßt , befindet sich im bisherigen Steuerkommissärdienst -
gebäude.

Karlsruhe , den 29. Juli 1921 .
Der Präsident des Landesfinanzamt ».

Köhler . Beckert .
Erhöhung der überfuhrgebühre «.

Infolge erheblicher Steigerung der Aufwendungen für die
Expveßgutstadtannahmestellen werden ab 1. August d. I . diefär die Stadtannahmestellen in Mannheim , Karlsruhe , Frei¬burg i. Br . und Triberg eingeführten ÜberfüHrgebühren er¬höht:-

für Sendungen bis einschl . 10 Kg von 20 auf 40 Pf ..» » . „ 50 lig von 30 auf 70 Pf .und über 50 Kg von 40Pf . auf1 M.

Die Vernichtung rtngeMer StaatSschnlbpapirrebrtr.
In Gegenwart der beauftragten Beamten der Oberrechuung».kammer und der Staatsschuldenverwaltung find am 13 . Justd. I - fügende im Jahr 1919 eingelöste Staatsschuldpapierevernichtet worden und zwar :

1. Bom Aulehen von 1878 zu 3 '/, ' /»
Schuldverschreibungen .
ZinSscheine .2. Bom Anlehen von 1879 zu 3 '/, ' /»
Schuldverschreibungen .
ZinSscheine .3. vom Anlehen von 1886 zu 3 '/, */,
Schuldverschreibungen .
Zinsscheine .4. Vom Anleben von 1882/94 zu 3 ' /, ' /,
Schuldverschreibungen .
Zinsscheine .5. Bom Anlehen von 1896 zu 3 */,
Schuldverschreibungen .
ZinSscheine .6. Bom Anlehen von 1900 zu 3 '/, */,
Schuldverschreibungen .
Zinsscheine .7 . Bom Anlehen von 1901 zu 4 '/,
Schuldverschreibungen .
Zinsscheine .8. Vom Anlehen von 1913 zu 4 "/,
Schuldverschreibungen . 14100 .— M.
Zinsscheine . 77S 582.— „9. Vom Anleihen von 1914 zu 4 °/,
Schuldverschreibungen . 82 000.— M.
Zinsscheine . 804 746.— „

14 « 10 174 .50 M.
Karlsruhe , den 25 . Juli 1921 .

Ministerium der Finanzen .
A- A : vr . Steinbrenner .

ßdersonellcr Teil.
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der planmäßige»« Beamten .
Aus dem Bereich des StaatsministeriumS.

Ernannt :
der Präsident der Oberdirektion des Wasser- und Straßen¬baues vr . Paul » der Landeskommissar für die Kreise Karls¬ruhe und Baden Geh. Oberregierungsrat v. Witzleben, Mini¬sterialrat Or . Steinbrennrr im Ministerium der Finanzen »Oberlandesgerichtrat Kirsch zu Mitgliedern und Mini¬

sterialrat Wittemann im Staatsministerium — Ministerial -
abteilung — zum stellvertretende» Mitglied des Diszipltnar -
hofs für nichtrichterlich « Beamte,

ferner ist Landgerichtsdirektor Hermann Oser in Karlsruhezum Borsitzendrn und der Präsident der Oberdirektion de»Wasser- und Straßenbaues vr . Paul zum stellvertretende»
Borsitzende » des Disziplinarhofs für mchtrichterliche Beamtebestimmt worden.

Planmäßig angestellt :
Regierungsbaumeister Otto Henninger bei der Oberdirek¬tion des Wasser- und Straßenbaues .

Justizministerium.
-> Zugelassen;

Gerichtsassessor Ferdinand Winhold als Rechtsanwalt beim
Amtsgericht Villingen und Landgericht Konstanz ; Rechtsanwaltvr . Wilhelm Autt beim Landgericht Karlsruhe auch bei derKammer für Handelssachen in Pforzheim ; RechtsanwaltKarl Oppenheimer , bisher beim Landgericht Heidelberg, beimLandgericht Mannheim .

911000 .— R .
391583L0 .

1745000 — « .
1087 653— .

196P00— M.
444 944.50 ,

1164 500— R .
1 469 45425 „

203 4M— M.
433 833— .
227900 — M-
826 992.25 ,

1070000 — M-
2 761086 — .

Loeben erscheint :

8M 6M 8
WüieiM - I'iHIMkM

LINL LiririL
Von
sc » ve «

vr . pdit . ; Professor sin Oedierseminar 1
iclilrOSirOUB i. v .

kreis dlk . 6.—

Indslt : Umleitung » Die dletdoä « <ter Uritüc . I . leil : lllritiack«Betrachtung . » . Historische Uriul - . ». Oie Uinrelheiten . t>. Oie L^ntheseu .c. Das Untvicl -iungsschen»». r . philosophische Uritill . ». Oie Leitung der
metdspdxsiscdeu Prinzipien , b. A.usscküeL1ichi-eit äer n>eth»ph^«isckeu Prin¬zipien . c. Oie Durchführung <ter Oedre . Z . praktische Uriätc . O. lell :Historische Betrachtung . » . Übernommene Wesenaaüge : Historismus , Lio -logismu», Lubjektivismus . 2 . pnxtoktive lenäenaen : 8z-stemarische, nomo¬thetische und objektiv - universalistisch« Tendenz . z . Lsiamturteii .

Die Kisker über bezw . gegen Lpengisr geschriebenen Lcbnktentrogen entweder clen Obarakter der lendenzliteratur mit auöer -wissenschaftlichein Lweck öfter behandeln nur spezielle Problems .In dieser Lckrikt ist fter Versuch gemocht . Spenglers Werk grund¬sätzlich von ollen Leiten rein objektiv zu betrachten und die Lr -gednisss dieser Lritik , die olle Irrtümer kerouszustellen und zugleicholle wertvollen Tilge oozuerkennen strebt , in klarer und verständ¬licher Lorrn übersichtlich dorznstellen . Ls geschickt dadurch , doüdos Werk nickt bloL systematisch kritisiert , sondern auch historischbetrachtet und in den Tusammenbang der kulturellen Oesamtent -wicklung eingestellt wird . Dabei führt die krage nach dem Kisto-ri»graphischen Oesamtwert des Lpengler 'schen Werkes zu grund¬legenden Ausführungen über das Wesen geschichtlichen Lebensund geschichtlicher Lrkenntnis .

o . Lraunsclie kkokbuckdruclcere ! und Verlag,
Xarlsridie , Laden.

IsKsckAkts - Verlegung
kleiner titulierten Nundscftakt, sowie
einem geehrten Luklikurn zur ^ekLllî en
Nachricht , daL ich mein OeschLkt, bisher

rumSS
nsck V^sIclstrriKe S

(im Hause Lake kkildenbrand)
verlebt Habs . Ns wird mein Lestreben sein ,wie bisbsr nur Zartes zu liekern u . ersucbs K.505büklicbst , mich in meinem Unternehmen
ZütiZst zu unterstützen . Hochachtend

ßtinsliv Lellinslliolze , Nekorm - Nahrungsmittel - Haus

AusgeLotsverWren .
Fräulein Johanna Schil¬

ling, Privatierehier , Schloß-
bezirk 15, hat den Antrag
gestellt , ihr abhanden ge-
koinmes Sparbuch Lit . V
Nr. 1284 mit einer Ein¬
lage von 1051 .09 Mark für
kraftlos zu erklären. sU507Der Inhaber des ge¬nannten Buches wird hier¬mit aufgefordert , solche-
binnen eines Monats , von
der erfolgten Einrückungan gerechnet, bei der Un¬
terzeichneten Stelle vorzu¬
legen und seine Ansprüche
geltendzu machen, widrigen¬
falls die Kraftloserklärungdes Buches erfolgen wird.
Karlsruhe , 6. August 1921.

Stadt . Spark,.ssenamt.

Bekanntmachung.
Bei der heute gemäß dem Tilgungsplan vor demBad. Notar vorgenommenen Ziehung der städtische «Anleye « von den Jahren 1884 und 1896 sind alsordentliche Tilguugsquote für 1921 folgende Teilschuld.

Verschreibungen gezogen worden:
I . Bo « Jahr 1884 ,

Lit ^ Nr . 29. 59 , 67, 73. 95 . . . zu je 10k» MarkLit. O Nr . 14, 25, 56, 113 . . . . zu je 200 MarkLit- D Rr . 11 . zu je 100 Mark
L. vo « Jahr 18S « ,

Lit. Z Rr . 29, 30 . zu je 2000 MarkLit. L Rr . 10 . zu je 100 MarkDie beteiligten Obligationsinhaber werden hiervonmit dem Bemerken in Kenntnis gesetzt, daß die oben
verzeichneten Schuldverschreibungen ans 30 . De¬zember zur Heimzahlung gekündigt werden und daßmit diesem Zeitpunkte die Verzinsung aufhört .Die Einlösung erfolgt vo « IS . Dezember lf . Js .an bei der hiesigen Stadtkaffe gegen Rückgabe der aus .gelosten Schuldverschreibung«« nebst den ZiuSerneue-
rungsscheinen und den noch nicht verfallenen Zins ,
scheinen . K.503Die Inhaber vo« einzrschriebenenDommesch'mger Schuld-
verschreib «»-«» werde» ersucht, « rsrrer Stabtkafl« die Liker»and Nummer » sonne da» Iahe der Ausgabe der Schuld-
Verschreibungen « ilzntrile », sofern dies «ich» schon früher ge.
schetze» ist.

Donaneschingen , den S. August 1S21.
vemeinderad

Fisch » .

51 äcI 1>5 clieL XonrektkauL .
ölittwocb 10 . ZÛAust, 7 bi» gex- 10 Obr 1LL0 dlk.

Qie Lieisks .
Line japanische Peekaus - Oesebickte .I 'ext von Owen Lall . blusik von Lidnex soaea .Deutsch von L . N . Loebr und Julius Lreund .

AmlUcbe Wekaimtma <Dung.
Die Berhütnng vo « Walddrände « betr .Wir bringen die nachstehende bezirtspolizeiliche Vor¬

schrift vom 5. Juli 1886 obigen Betreffs in Erinnerung .Das Tabakrauchen in den jungen Waldschlägen,deren Boden mit dürrem GraS , Moos oder Laub be¬
deckt ist, ist außerhalb der Landstraßen und Gemeinde¬
wege vom 1 . März bis 1. Oktober jeden Jahres »er¬boten. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafenbis zu 60 M . oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft .

Karlsruhe , den 25. Juli 1921. N -bH
Bezirksamt . O .Z. 113

U. 501 . Pfirzheim. Kon¬
kursverfahren über das
Vermögen der Firma Earl
Sonuet, alleiniger Inhaber
Fritz Oberle in Pforzheimbetr. Mit Rücksicht darauf ,
daß der Gemeinschuldner
fick noch in Wien in Haft
befindet, kann in dem aufIL. August 1921 bestimmten

Prüfungstermin eine Prü¬
fung der Forderungen nicht
erfolg -'n. Der Prüfungs¬
termin wird daher am 13.
d- M . vertagt werden auf :
Donucrstag, 15. Scpt . 1S-I ,

vormittags 9 Uhr
Pforzheim , 5 . August 1921.

Der '.Ycrrchtsschreidcrde»
Amtsgerichts 4.
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